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Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen
Gemeinschaft auf dem Gebiet des ökologischen Landbaus
(Öko-Landbaugesetz – ÖLG)

A. Problem und Ziel

Auf dem Gebiet des ökologischen Landbaus hat die Europäische Gemeinschaft
mit der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 über den
ökologischen Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel (ABl. EG Nr. L 198 S. 1) –
EG-Öko-Verordnung – sowie mit den zu ihrer Durchführung erlassenen Rechts-
akten gemeinschaftsweite Vorschriften über die Erzeugung, die Vermarktung
einschließlich der Kennzeichnung, die Einfuhr und die Kontrolle dieser Erzeug-
nisse erlassen.

Die Entscheidung darüber, ob das dort vorgeschriebene regelmäßige Kontroll-
verfahren, dem sich die Betriebe des ökologischen Landbaus zu unterwerfen
haben, von den zuständigen Behörden oder von zugelassenen privaten Kont-
rollstellen durchgeführt wird, ist den Mitgliedstaaten überlassen und bedarf
einer gesetzlichen Regelung. Da in Deutschland wesentliche Teile der Kontrol-
len von Privaten durchgeführt werden sollen, müssen im gleichen Zuge deren
Aufgaben und Pflichten gegenüber den zuständigen Behörden geregelt werden.
Darüber hinaus muss die Durchführung bestimmter Vollzugsaufgaben gebün-
delt werden.

Zum Schutz der Verbraucher vor missbräuchlicher Bezugnahme auf den ökolo-
gischen Landbau in der Kennzeichnung und Werbung für Erzeugnisse im Sinne
der EG-Öko-Verordnung sind eigenständige Straf- und Bußgeldtatbestände er-
forderlich.

B. Lösung

Durch das Gesetz zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen Gemein-
schaft auf dem Gebiet des ökologischen Landbaus wird das Kontrollverfahren
in weiten Teilen zugelassenen privaten Kontrollstellen übertragen, und es wer-
den die rechtlichen Voraussetzungen für die Zulassung der Kontrollstellen
festgelegt. Die Durchführung bestimmter Vollzugsaufgaben wird beim Bund
angesiedelt. Zur Ahndung von Verstößen gegen die Bestimmungen der
EG-Öko-Verordnung und dieses Gesetzes werden ferner Straf- und Bußgeld-
vorschriften eingeführt.
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C. Alternativen
Keine

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
Belastungen der öffentlichen Haushalte außerhalb des Vollzugsaufwandes sind
nicht zu erwarten.
2. Vollzugsaufwand
Für die Länder und Gemeinden sind insgesamt keine zusätzlichen Kosten für
den Vollzug zu erwarten, da die EG-Öko-Verordnung bisher schon von den
Ländern vollzogen worden ist. Durch das Gesetz entsteht nach vorläufiger Ein-
schätzung des Bundesministeriums für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft (BMVEL) zusätzlicher Personalbedarf bei der Bundesanstalt
für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) von bis zu acht Planstellen/Stellen.
Darüber wird im Rahmen der Beratungen zum Haushalt 2003 zu entscheiden
sein.

E. Sonstige Kosten
Für die Wirtschaftsbeteiligten fallen gegenüber der bisherigen Rechtslage keine
höheren Kosten an. Es sind keine nachhaltigen Auswirkungen für die Einzel-
preise, das Preisniveau sowie das Verbraucherpreisniveau zu erwarten.
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen
Gemeinschaft auf dem Gebiet des ökologischen Landbaus
(Öko-Landbaugesetz – ÖLG)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz dient der Durchführung der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 über den
ökologischen Landbau und die entsprechende Kennzeich-
nung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmit-
tel (ABl. EG Nr. L 198 S. 1), die zuletzt durch Verordnung
(EG) Nr. 2491/2001 der Kommission vom 19. Dezember
2001 (ABl. EG Nr. 337 S. 9) geändert worden ist, sowie der
zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsakte der Europäi-
schen Gemeinschaft.

§ 2
Durchführung

(1) Die Durchführung einschließlich der Überwachung
der Einhaltung der in § 1 genannten Rechtsakte, dieses Ge-
setzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen obliegt den nach Landesrecht zustän-
digen Behörden, soweit nachstehend nichts anderes be-
stimmt ist.

(2) Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
ist zuständig für

1. die Entscheidung über

a) die Zulassung der privaten Kontrollstellen (Kontroll-
stellen) nach Artikel 9 Abs. 5 der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 und

b) den Entzug der Zulassung nach Artikel 9 Abs. 6
Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
nach Maßgabe des § 4 Abs. 3,

2. die Erteilung einer Codenummer an Kontrollstellen nach
Artikel 9 Abs. 6a der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91,

3. die Erteilung einer Genehmigung für die Vermarktung
von aus Drittländern eingeführten Erzeugnissen nach
Artikel 11 Abs. 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
sowie

4. die Erteilung einer Zulassung für die Verwendung von
Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs nach Artikel 3
der Verordnung (EWG) Nr. 207/93 der Kommission
vom 29. Januar 1993 zur Festlegung des Inhalts des An-
hangs VI der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates
über den ökologischen Landbau und die entsprechende
Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse
und Lebensmittel sowie der Durchführungsvorschriften
zu deren Artikel 5 Abs. 4 (ABl. EG Nr. L 25 S.5) in der
jeweils geltenden Fassung.

(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch
Rechtsverordnung
1. Aufgaben nach Absatz 1, ausgenommen die Aufgabe im

Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1, ganz oder teilweise
a) auf Kontrollstellen oder
b) andere natürliche oder juristische Personen des Pri-

vatrechts, die in gleicherweise wie Kontrollstellen
die Gewähr für eine unabhängige, sachkundige und
zuverlässige Erfüllung der Aufgaben bieten,

zu übertragen (Beleihung) oder sie daran zu beteiligen
(Mitwirkung),

2. die Voraussetzungen und das Verfahren der Beleihung
und der Mitwirkung zu regeln.

Die Landesregierungen sind befugt, die Ermächtigung nach
Satz 1 durch Rechtsverordnung ganz oder teilweise auf an-
dere Landesbehörden zu übertragen.

§ 3
Kontrollsystem

(1) Vorbehaltlich einer Verordnung nach § 2 Abs. 3 Satz
1 Nr. 1 wird das Kontrollverfahren nach Artikel 9 Abs. 1 in
Verbindung mit Absatz 3 und Anhang III der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 von Kontrollstellen durchgeführt, so-
weit die Aufgabenwahrnehmung nicht mit der Durchfüh-
rung eines Verwaltungsverfahrens verbunden ist.

(2) Eine Tätigkeit nach Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 ist unverzüglich nach deren Aufnahme
gemäß Artikel 8 Abs. 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 bei der zuständigen Behörde des Landes, in
dem diese Tätigkeit ausgeübt wird, zu melden und gemäß
Artikel 8 Abs. 1 Buchstabe b der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 dem Kontrollverfahren zu unterstellen.

§ 4
Entscheidung über die Zulassung der Kontrollstellen

und den Entzug der Zulassung
(1) Eine Kontrollstelle ist auf Antrag zuzulassen, wenn

1. sie die Anforderungen nach Artikel 9 Abs. 5 und 11 der
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 erfüllt,

2. sichergestellt ist, dass sie das Kontrollverfahren nach
Artikel 9 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 3 und Anhang
III der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 ordnungsgemäß
durchführt,

3. die für die Zulassung erhobenen Gebühren entrichtet
worden sind und

4. sie eine Niederlassung im Inland hat.
(2) Die Zulassung wird für das gesamte Bundesgebiet er-

teilt. Sie wird für Länder, in denen auf Grund einer Rechts-
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verordnung nach § 2 Abs. 3 eine Beleihung vorgesehen ist,
unter der Bedingung erteilt, dass die Beleihung erfolgt.

(3) Die Tätigkeit einer Kontrollstelle wird im Sinne des
Artikels 9 Abs. 6 Buchstabe a bis d, ausgenommen die Ent-
scheidung über den Entzug ihrer Zulassung, der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 von der für den Sitz oder die Niederlas-
sung der Kontrollstelle nach Landesrecht zuständigen Be-
hörde im Einvernehmen mit der zuständigen Behörde des
Landes, in dem die Kontrollstelle ihre jeweilige Tätigkeit
ausübt, überwacht. Stellt die nach Satz 1 zuständige Be-
hörde Tatsachen fest, die den Entzug der Zulassung begrün-
den, so hat sie bei der Bundesanstalt für Landwirtschaft und
Ernährung den Entzug der Zulassung zu beantragen.

§ 5
Pflichten der Kontrollstellen

(1) Die Kontrollstelle ist verpflichtet, die Tätigkeit jedes
Unternehmens im Sinne des Artikels 8 Abs. 1 der Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91 gegen angemessene Vergütung in
ihre Kontrollen einzubeziehen, soweit das Unternehmen die
Einbeziehung verlangt und seine Tätigkeit in dem Land aus-
übt, in dem die Kontrollstelle zugelassen ist. Die nach Lan-
desrecht zuständige Behörde kann auf Antrag der Kontroll-
stelle eine Ausnahme von der Verpflichtung nach Satz 1 zu-
lassen, soweit
1. die Kontrollstelle zur Gewährleistung eines objektiven

und wirksamen Kontrollverfahrens ein berechtigtes Inte-
resse hat, die Tätigkeit des Unternehmens nicht in ihre
Kontrollen einzubeziehen und

2. das Durchführen des Kontrollverfahrens für das Unter-
nehmen anderweitig sichergestellt ist.
(2) Stellt eine Kontrollstelle bei ihrer Tätigkeit Unre-

gelmäßigkeiten oder Verstöße der in Artikel 9 Abs. 9, Arti-
kel 10 Abs. 3 oder Artikel 10a Abs. 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 genannten Art fest, so unterrichtet sie
hiervon unverzüglich die für den Ort der Tätigkeit des be-
troffenen Unternehmens nach Landesrecht zuständige Be-
hörde.

(3) Beabsichtigt eine Kontrollstelle, ihre Tätigkeit – auch
im Falle einer Insolvenz – einzustellen, unterrichtet sie hier-
von
1. spätestens drei Monate vor dem voraussichtlichen Ende

ihrer Tätigkeit oder
2. im Falle eines Antrags auf Eröffnung eines Insolvenz-

verfahrens unverzüglich
die von ihr kontrollierten Unternehmen, die nach Landes-
recht für den Ort der Tätigkeit der Unternehmen zuständi-
gen Behörden sowie die Bundesanstalt für Landwirtschaft
und Ernährung. Die Kontrollstelle darf, soweit insolvenz-
rechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen, ihre Tätigkeit
erst einstellen, wenn für alle von ihr kontrollierten Unter-
nehmen das weitere Durchführen des Kontrollverfahrens si-
chergestellt ist.

§ 6
Mitwirkung der Zollbehörden

(1) Das Bundesministerium der Finanzen und die von
ihm bestimmten Zolldienststellen wirken bei der Überwa-

chung der Einfuhr von Erzeugnissen nach Artikel 1 Abs. 1
und 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 aus Drittländern
mit. Die genannten Behörden können
1. Sendungen der in Satz 1 genannten Art sowie deren Be-

förderungsmittel, Behälter, Lade- und Verpackungsmit-
tel zur Überwachung anhalten,

2. den Verdacht von Verstößen gegen Verbote und Be-
schränkungen nach der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
oder nach den zu deren Durchführung erlassenen Rechts-
akten der Europäischen Gemeinschaft, der sich bei der
Abfertigung ergibt, den nach Landesrecht zuständigen
Behörden mitteilen,

3. in den Fällen der Nummer 2 anordnen, dass die Sendun-
gen der in Satz 1 genannten Art auf Kosten und Gefahr
des Verfügungsberechtigten der nach Landesrecht zu-
ständigen Behörde vorgeführt werden.
(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermäch-

tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Ver-
braucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesra-
tes bedarf, die Einzelheiten des Verfahrens nach Absatz 1 zu
regeln. Es kann dabei insbesondere Pflichten zu Anzeigen,
Anmeldungen, Auskünften und zur Leistung von Hilfs-
diensten sowie zur Duldung der Einsichtnahme in Ge-
schäftspapiere und sonstige Unterlagen und zur Duldung
von Besichtigungen und von Entnahmen unentgeltlicher
Muster und Proben vorsehen.

§ 7
Überwachung

(1) Unternehmen im Sinne des Artikels 8 Abs. 1 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91, natürliche und juristische Per-
sonen und nicht rechtsfähige Personenvereinigungen, die
Erzeugnisse im Sinne des Artikels 1 Abs. 1 und 2 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91 erzeugen, aufbereiten, einfüh-
ren, innergemeinschaftlich verbringen oder vermarkten, so-
wie Kontrollstellen im Sinne des § 3 Abs. 1 haben den zu-
ständigen Behörden auf Verlangen die Auskünfte zu ertei-
len, die zur Durchführung der den zuständigen Behörden
durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes über-
tragenen Aufgaben erforderlich sind.

(2) Personen, die von der zuständigen Behörde beauftragt
sind, dürfen im Rahmen des Absatzes 1 Betriebsgrundstü-
cke, Geschäfts- oder Betriebsräume, Verkaufseinrichtungen
oder Transportmittel des Auskunftspflichtigen während der
Geschäfts- oder Betriebszeit betreten und dort
1. Besichtigungen vornehmen,
2. Proben gegen Empfangsbescheinigung ohne Entschädi-

gung entnehmen,
3. Geschäftsunterlagen einsehen und prüfen.
Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 ist auf Verlangen des Betroffe-
nen ein Teil der Probe oder, falls diese unteilbar ist, eine
zweite Probe amtlich verschlossen und versiegelt zurückzu-
lassen.

(3) Der Auskunftspflichtige hat die Maßnahmen nach
Absatz 2 Satz 1 zu dulden, die zu besichtigenden Erzeug-
nisse selbst oder durch andere so darzulegen, dass die Be-
sichtigung ordnungsgemäß vorgenommen werden kann,
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selbst oder durch andere die erforderliche Hilfe bei Besich-
tigungen und Probenahme zu leisten sowie die ge-
schäftlichen Unterlagen zur Einsichtnahme und Prüfung
vorzulegen.

(4) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozess-
ordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht-
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

§ 8
Datenübermittlung, Außenverkehr

(1) Die zuständigen Behörden erteilen einander die zur
Überwachung der Kontrollstellen notwendigen Auskünfte.
Stellt eine Behörde Mängel im Sinne des Artikels 9 Abs. 6
Buchstabe a bis d der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 bei
der Durchführung der von einer Kontrollstelle wahrzuneh-
menden Aufgaben fest, so unterrichtet sie hiervon unver-
züglich die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh-
rung.

(2) Der Verkehr mit den zuständigen Behörden anderer
Mitgliedstaaten und der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaft, insbesondere die Unterrichtung nach Artikel
10a Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 über festge-
stellte Unregelmäßigkeiten oder Verstöße oder die jähr-
lichen Mitteilungen und Unterrichtungen nach Artikel 15
dieser Verordnung, obliegt dem Bundesministerium für Ver-
braucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft. Es kann
diese Befugnis durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates auf die Bundesanstalt für Landwirtschaft
und Ernährung übertragen. Ferner kann es diese Befugnis
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
auf die nach Landesrecht zuständigen Behörden übertragen.

§ 9
Gebühren und Auslagen

(1) Für Amtshandlungen der zuständigen Behörden, die
nach Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 zu Kon-
troll- und Überwachungszwecken vorzunehmen sind, sowie
für Amtshandlungen nach § 2 Abs. 2 können kostende-
ckende Gebühren und Auslagen erhoben werden.

(2) Die nach Absatz 1 kostenpflichtigen Tatbestände wer-
den durch Landesrecht bestimmt, soweit die Amtshandlun-
gen nicht durch die Bundesanstalt für Landwirtschaft und
Ernährung vorgenommen werden. Das Bundesministerium
für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft wird
ermächtigt, für Amtshandlungen nach § 2 Abs. 2 im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die
gebührenpflichtigen Tatbestände und die Gebührenhöhe zu
bestimmen und dabei feste Sätze oder Rahmensätze vorzu-
sehen.

§ 10
Ermächtigungen

(1) Das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Er-
nährung und Landwirtschaft wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates, soweit dies

zur Durchführung der in § 1 genannten Rechtsakte erforder-
lich ist
1. nähere Bestimmungen zu den Meldungen nach Artikel 8

Abs. 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
zu erlassen sowie die Meldung ergänzender Angaben
nach deren Artikel 8 Abs. 2 Satz 2 vorzuschreiben,

2. die näheren Einzelheiten über die Voraussetzungen so-
wie das Verfahren der Zulassung nach § 4 Abs. 1 und 2
sowie das Verfahren des Entzugs der Zulassung nach
Absatz 3 Satz 2 zu regeln.
(2) Das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Er-

nährung und Landwirtschaft wird ferner ermächtigt, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates
1. Verweisungen auf Vorschriften der Verordnung (EWG)

Nr. 2092/91 in diesem Gesetz zu ändern, soweit es zur
Anpassung an Änderungen dieser Vorschriften erforder-
lich ist,

2. Vorschriften dieses Gesetzes zu streichen oder in ihrem
Wortlaut einem verbleibenden Anwendungsbereich an-
zupassen, soweit sie durch den Erlass entsprechender
Vorschriften in Verordnungen der Europäischen Ge-
meinschaft unanwendbar geworden sind.

§ 11
Strafvorschriften

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe
wird bestraft, wer entgegen Artikel 5 Abs. 1 Buchstabe a
bis c oder d Satz 1, Absatz 3 Buchstabe a bis g Satz 1 oder
Buchstabe h, Absatz 5 Buchstabe a bis e Satz 1 oder Buch-
stabe f oder Absatz 5a Buchstabe a bis h Satz 1 oder Buch-
stabe i der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 in der Kenn-
zeichnung oder Werbung für ein Erzeugnis nach Artikel 1
Abs. 1 Buchstabe a oder b auf den ökologischen Landbau
Bezug nimmt oder ein gekennzeichnetes oder beworbenes
Erzeugnis mit einem Hinweis auf die Umstellung auf den
ökologischen Landbau versieht.

§ 12
Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine der in § 11 be-
zeichneten Handlungen fahrlässig begeht.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig
1. entgegen § 3 Abs. 2, auch in Verbindung mit einer

Rechtsverordnung nach § 10 Nr. 1 eine Meldung nicht,
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
macht oder eine Tätigkeit nicht, nicht richtig oder nicht
rechtzeitig dem Kontrollverfahren unterstellt,

2. entgegen § 5 Abs. 2 oder 3 Satz 1 die zuständige Be-
hörde, ein Unternehmen oder die Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung nicht, nicht richtig oder
nicht rechtzeitig unterrichtet,

3. entgegen § 7 Abs. 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig,
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder

4. entgegen § 7 Abs. 3 eine Maßnahme nicht duldet.
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Ab-

satzes 1 mit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro, in
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den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu zwanzigtau-
send Euro geahndet werden.

§ 13
Einziehung

Ist eine Straftat nach § 11 oder eine Ordnungswidrigkeit
nach § 12 Abs. 1 oder 2 begangen worden, so können Ge-
genstände, auf die sich die Straftat oder die Ordnungswid-
rigkeit bezieht, und Gegenstände, die zu ihrer Begehung
oder Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt gewe-
sen sind, eingezogen werden. § 74a des Strafgesetzbuchs
und § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind an-
zuwenden.

§ 14
Übergangsvorschrift

Kontrollstellen, die am… (einsetzen: Datum des Tages
des Inkrafttretens dieses Gesetzes) zur Durchführung der
nach Artikel 9 Abs. 1 in Verbindung mit Absatz 3 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91 erforderlichen Kontrollen zu-

gelassen oder mit der Durchführung dieser Kontrollen be-
auftragt waren, gelten im bisherigen Umfang als im Sinne
des § 4 Abs. 1 vorläufig zugelassen. Unbeschadet der Vor-
schriften über den Entzug der Zulassung nach Artikel 9
Abs. 6 Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 er-
lischt die vorläufige Zulassung,

1. wenn nicht bis zum letzten Tag des vierundzwanzigsten
auf das Inkrafttreten folgenden Kalendermonats die Er-
teilung der Zulassung beantragt wird oder

2. im Fall rechtzeitiger Antragstellung mit Unanfechtbar-
keit der Entscheidung über den Antrag.

§ 15
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am… (ein-
setzen: Datum des ersten Tages des neunten auf die Verkün-
dung folgenden Kalendermonats) in Kraft. § 2 Abs. 3, § 6
Abs. 2, § 8 Abs. 3 Satz 2 und 3, § 9 Abs. 2 Satz 2 und § 10
treten am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil
Das Gesetz dient der Durchführung der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 über den ökologi-
schen Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der
landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel (ABl.
EG Nr. L 198 S. 1) – EG-Öko-Verordnung – sowie der zu
ihrer Durchführung erlassenen Rechtsakte der Europäischen
Gemeinschaft.
Die EG-Öko-Verordnung eröffnet den Mitgliedstaaten die
Möglichkeit, die gemeinschaftsrechtlich vorgeschriebenen
Kontrollen der Betriebe des ökologischen Landbaus von
den zuständigen Behörden oder von zugelassenen privaten
Kontrollstellen durchführen zu lassen. In Ausübung dieser
Wahlmöglichkeit sollen in Deutschland die Kontrollen in
weiten Teilen privaten Kontrollstellen vorbehalten bleiben.
Damit wird eine in der überwiegenden Zahl der Länder be-
reits praktizierte und bewährte Aufgabenerledigung durch
Private gesetzlich festgeschrieben. In diesem Fall bedarf es
nach der EG-Öko-Verordnung der Zulassung der privaten
Stellen durch eine seitens der Mitgliedstaaten zu bestim-
mende Behörde, deren Erteilung wiederum von der Erfül-
lung bestimmter Anforderungen abhängig ist.
Die vorgesehene Durchführung des Kontrollverfahrens
nach der EG-Öko-Verordnung durch Private bietet des Wei-
teren die Möglichkeit zu einer länderübergreifenden Tätig-
keit der Kontrollstellen, an der sowohl die Kontrollstellen
selbst als auch die kontrollierten Betriebe ein erhebliches
Interesse haben, z. B. um den gesamten, in mehreren Be-
triebsteilen stattfindenden Herstellungsprozess durch eine
Kontrollstelle kontrollieren zu lassen. Damit eine Kontroll-
stelle länderübergreifend tätig werden kann, soll ihre Zulas-
sung von einer einzigen Stelle und grundsätzlich für das ge-
samte Bundesgebiet erteilt werden, wobei die Überwachung
der Tätigkeit der Kontrollstellen weiterhin in der Zuständig-
keit der einzelnen Länder verbleiben soll.
In Ergänzung der Vorschriften über die Kontrolle der Be-
triebe des ökologischen Landbaus durch Private bedarf es
ferner der gesetzlichen Regelung von Mitteilungs- und Un-
terrichtungspflichten gegenüber den zuständigen Behörden.
Die zuständigen Behörden werden so in die Lage versetzt,
die ihnen vorbehaltenen hoheitlichen Maßnahmen im Hin-
blick auf die Betriebe des ökologischen Landbaus zu ergrei-
fen. Auch bedarf es entsprechender Mitteilungen in den Fäl-
len, in denen Deutschland gegenüber den Organen der Eu-
ropäischen Gemeinschaft und den anderen Mitgliedstaaten
zur Information verpflichtet ist. Des Weiteren sollen Rege-
lungen für den Fall vorgesehen werden, dass eine private
Kontrollstelle ihre Kontrolltätigkeit einstellt.
Zum Schutz der Verbraucher vor missbräuchlicher Bezug-
nahme auf den ökologischen Landbau in der Kenn-
zeichnung und Werbung für Erzeugnisse im Sinne der
EG-Öko-Verordnung sind eigenständige Straf- und Buß-
geldtatbestände erforderlich.
Nach Artikel 72 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG) hat der
Bund im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung – für

das vorgesehene Öko-Landbau-Gesetz zugewiesen durch
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 17 GG (Förderung der land- und forst-
wirtschaftlichen Erzeugung sowie die Ein- und Ausfuhr
landwirtschaftlicher Erzeugnisse), Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11
GG (Recht der Wirtschaft) und auch Artikel 74 Abs. 1
Nr. 20 GG (Schutz beim Verkehr mit Lebens- und Genuss-
mitteln) – das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundes-
gebiet oder die Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit
im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Re-
gelung erforderlich macht.

Eine bundesgesetzliche Regelung zur Durchführung der
EG-Öko-Verordnung ist zur Wahrung der Rechts- und Wirt-
schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich.
Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die einheitliche Aus-
gestaltung des Kontrollverfahrens im ökologischem Land-
bau in Deutschland, etwa durch die Schaffung einheitlicher
Voraussetzungen für die Zulassung privater Kontrollstellen
und die Festlegung der von diesen zu erfüllenden Aufgaben.
Im Falle landesrechtlich unterschiedlich geregelter Kont-
rollverfahren würden regional unterschiedliche Wettbe-
werbsbedingungen sowohl für die Kontrollstellen als auch
für die kontrollierten Betriebe und damit für die Erzeugung
und Herstellung ökologischer Produkte entstehen. Nur
durch eine bundeseinheitliche Regelung kann sichergestellt
werden, dass für den Wirtschaftsstandort Deutschland ein-
heitliche rechtliche Rahmenbedingungen im Hinblick auf
den ökologischen Landbau gegeben sind.

Eine bundesgesetzliche Regelung ist ferner erforderlich, um
einheitliche rechtliche Rahmenbedingungen im Hinblick
auf den Schutz des Verbrauchers, zum Beispiel durch Sank-
tionen bei Verstößen gegen Vorschriften der EG-Öko-Ver-
ordnung zu gewährleisten. Insoweit ist die Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG
durch die notwendigen, im Gesetz vorgesehenen strafrecht-
lichen Regelungen begründet.

Belastungen der öffentlichen Haushalte außerhalb des Voll-
zugs sind nicht zu erwarten. Für die Länder und Gemeinden
sind insgesamt keine zusätzlichen Kosten für den Vollzug
zu erwarten, da die EG-Öko-Verordnung bisher schon von
den Ländern vollzogen worden ist. Für den Bund entstehen
Kosten durch die Zulassung der Kontrollstellen, die Geneh-
migungen für die Vermarktung von aus Drittländern einge-
führten Öko-Erzeugnissen sowie die Genehmigungen für
die Verwendung bestimmter landwirtschaftlicher Zutaten
bei der Herstellung von Öko-Lebensmitteln. Die vor-
genannten Aufgaben sind nach den Vorschriften der
EG-Öko-Verordnung den Mitgliedstaaten auferlegt, die
Kosten werden durch die Einnahme von Gebühren teilweise
ausgeglichen.

Für die Wirtschaftsbeteiligten fallen gegenüber der bisheri-
gen Rechtslage keine höheren Kosten an. Es sind keine
nachhaltigen Auswirkungen für die Einzelpreise, das Preis-
niveau sowie das Verbraucherpreisniveau zu erwarten.
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B. Besonderer Teil

Zu § 1 (Anwendungsbereich)

§ 1 bestimmt den Geltungsbereich des Gesetzes.

Zu § 2 (Durchführung)

Die Zuständigkeit für die Durchführung der EG-Öko-Ver-
ordnung liegt nach Artikel 30 GG grundsätzlich bei den
Ländern. Dies wird durch Absatz 1 klargestellt. Zugleich
soll mit § 3 von der Möglichkeit des Artikel 9 Abs. 1 der
EG-Öko-Verordnung Gebrauch gemacht und das Verfahren
der Kontrolle im ökologischen Landbau in weitem Umfang
zugelassenen privaten Kontrollstellen übertragen werden.
Zu weiteren Einzelheiten wird auf die Ausführungen zu § 3
verwiesen.

Mit Absatz 2 sollen bestimmte Aufgaben des Vollzugs der
EG-Öko-Verordnung bei der Bundesanstalt für Landwirt-
schaft und Ernährung gebündelt werden.

Eine Vielzahl landwirtschaftlicher und lebensmittelherstel-
lender Unternehmen verfügt über Betriebsteile oder Nieder-
lassungen in verschiedenen Ländern und ist daran interes-
siert, den gesamten Herstellungsprozess von einer Kontroll-
stelle kontrollieren zu lassen. Auch die Kontrollstellen ha-
ben ein Interesse an einer länderübergreifenden Tätigkeit.
Dafür ist eine grundsätzlich bundesweit geltende Zulassung
erforderlich, die mit dem Ziel eines effizienten Verfahrens
nur von einer zentralen, mit alleiniger Entscheidungskom-
petenz ausgestatteten Stelle erteilt werden kann. Bei der
Entscheidung über die Zulassung sind von dieser Stelle die
Interessen der einzelnen Länder zu berücksichtigen, ohne
dass diese jedoch ausschlaggebend für das Ergebnis des Zu-
lassungsverfahrens insgesamt sein dürfen. Insoweit wird
mit Nummer 1 durch die Übertragung der Zuständigkeit für
die Entscheidung über die Zulassung der privaten Kontroll-
stellen und deren Entzug an die Bundesanstalt für Landwirt-
schaft und Ernährung von der Möglichkeit Gebrauch ge-
macht, selbständige Bundesoberbehörden nach Artikel 87
Abs. 3 Satz 1 GG mit Aufgaben, für die dem Bund die Ge-
setzgebung zusteht, zu betrauen. Dabei sollen das Zulas-
sungsverfahren und die Entscheidung über den Entzug der
Zulassung einer Kontrollstelle durch die Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung wahrgenommen werden.
Folgerichtig ist auch die Zuständigkeit für die Erteilung der
Codenummer an die zugelassenen Kontrollstellen mit Num-
mer 2 der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
zuzuweisen. Zu weiteren Einzelheiten das Verfahren beim
Entzug der Zulassung betreffend wird auf die Ausführungen
zu § 4 Abs. 3 verwiesen.

Das Verfahren nach Artikel 11 Abs. 6 der EG-Öko-Verord-
nung zur Erteilung der Genehmigungen für die Vermarktung
von aus Drittländern eingeführten Öko-Erzeugnissen bedarf
im Hinblick auf die Herstellung gleicher Wettbewerbsbedin-
gungen für die in Deutschland ansässigen Importeure und
die Verwaltungsvereinfachung einer Bündelung bei der Bun-
desanstalt für Landwirtschaft und Ernährung. Dem wird mit
Nummer 3 Rechnung getragen. Gleiches trifft sinngemäß
auf die mit Nummer 4 vorgesehene Regelung in Bezug auf
die Erteilung der Genehmigungen für die Verwendung be-
stimmter Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs bei der
Herstellung von Öko-Lebensmitteln zu.

Absatz 3 greift die Möglichkeiten der Länder auf, die Er-
füllung ihrer hoheitlichen Aufgaben Kontrollstellen oder
anderen natürlichen oder juristischen Personen des Privat-
rechts durch Rechtsverordnung zu übertragen oder sie daran
zu beteiligen. Damit soll den Ländern ein verfahrenstech-
nisch möglichst einfacher Weg geboten werden, zur Wahr-
nehmung der bei ihnen verbleibenden hoheitlichen Auf-
gaben im Zusammenhang mit der Durchführung der
EG-Öko-Verordnung die Beleihung oder Mitwirkung Pri-
vater vorzusehen.

Zu § 3 (Kontrollsystem)

Nachdem in § 2 Abs. 1 die Zuständigkeit der Länder für die
Durchführung der EG-Öko-Verordnung klargestellt ist, soll
zugleich von der Möglichkeit des Artikels 9 Abs. 1 der
EG-Öko-Verordnung Gebrauch gemacht und das Verfahren
der Kontrolle im ökologischen Landbau durch Absatz 1 in
weitem Umfang zugelassenen privaten Kontrollstellen über-
tragen werden. Hierbei handelt es sich um eine anderweitige
Bestimmung im Sinne des § 2 Abs. 1. Umfasst von der
Übertragung sind die in Anhang III der EG-Öko-Verord-
nung genannten Kontrollanforderungen. Dabei ist der Be-
griff „mindestens“ in Artikel 9 Abs. 3 der EG-Öko-Verord-
nung so zu verstehen, dass der von Anhang III vorgesehene
Kontrollrahmen bei der Durchführung des Kontrollverfah-
rens mit Rücksicht auf die konkreten Bedingungen im Zu-
sammenspiel von Kontrollstelle und kontrolliertem Unter-
nehmen zu spezifizieren ist. Es entsteht dadurch keine neue
Kontrollqualität. Die auf der Grundlage des Lebensmittel-
und Bedarfsgegenständegesetzes von den Ländern durchge-
führte Lebensmittelüberwachung der im Handel befindli-
chen Erzeugnisse des ökologischen Landbaus bleibt von der
Übertragung des Verfahrens der Kontrolle im ökologischen
Landbau an zugelassene private Kontrollstellen unberührt.

Mit dieser Ausgestaltung der den Mitgliedstaaten überlasse-
nen Entscheidung soll ein in der überwiegenden Zahl der
Länder bereits praktiziertes und weitgehend funktionieren-
des System der Selbstkontrolle der Wirtschaftsbeteiligten
gesetzlich abgesichert werden. Damit soll zugleich dem Be-
streben nach einer möglichst weitgehenden Aufgabenerledi-
gung durch Private Rechnung getragen werden, ohne beson-
ders einschneidende oder eine Vielzahl von Betrieben des
ökologischen Landbaus betreffende mit der Durchführung
eines Verwaltungsverfahrens verbundene hoheitliche Ent-
scheidungen aus dem behördlichen Aufgabenbereich auszu-
gliedern. Vom behördlichen Aufgabenbereich erfasst sind
zum Beispiel die Aufgaben nach Artikel 6 Abs. 3 Buchstabe
a oder Anhang I oder II der EG-Öko-Verordnung, soweit
diese nach den Bestimmungen dieser Verordnung den zu-
ständigen Behörden vorbehalten sind. Zu der mit der Aufga-
benerledigung durch Private verbundenen Möglichkeit,
durch die Zulassung eine länderübergreifende Tätigkeit der
privaten Kontrollstellen zu eröffnen, wird auf die Ausfüh-
rungen zu § 4 verwiesen.

Artikel 8 Abs. 1 der EG-Öko-Verordnung verpflichtet jedes
Unternehmen, das Öko-Erzeugnisse mit dem Ziel der Ver-
marktung erzeugt, aufbereitet oder aus einem Drittland ein-
führt, diese Tätigkeit gemäß Buchstabe a dieser Vorschrift
bei der zuständigen Behörde des Mitgliedstaates zu melden
und gemäß Buchstabe b dem Kontrollverfahren zu unter-
stellen. Diese Bestimmungen, die für das Funktionieren des
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Kontroll- und Überwachungssystems von zentraler Bedeu-
tung sind, normieren zwar den Grundsatz, lassen jedoch den
zeitlichen Aspekt außer Betracht. Für die nach den Vor-
schriften des Artikels 5 in Verbindung mit Artikel 8 und 9
der EG-Öko-Verordnung angelegte lückenlose Kontrolle
und Überwachung ist es notwendig, dass die im Kontroll-
und Überwachungssystem tätigen Stellen unverzüglich
nach Aufnahme einer kontrollpflichtigen Tätigkeit Kenntnis
über diese Tätigkeit erlangen. Dies macht eine eigenstän-
dige Vorschrift erforderlich, die den Zeitpunkt der Meldung
bei der zuständigen Behörde nach Artikel 8 Abs. 1 Buch-
stabe a der genannten Verordnung und der Unterstellung un-
ter das Kontrollverfahren nach Artikel 8 Abs. 1 Buchstabe b
dieser Verordnung konkretisiert. Dem soll mit Absatz 2
Rechnung getragen werden.

Zu § 4 (Entscheidung über die Zulassung der Kontrollstel-
len und den Entzug der Zulassung)

Mitgliedstaaten, die von der Option des Artikels 9 Abs. 1
der EG-Öko-Verordnung in der Weise Gebrauch machen,
dass sie wesentliche Teile des Kontrollverfahrens auf Pri-
vate übertragen, müssen die Zulassung der Privaten vor-
schreiben, um die ordnungsgemäße Aufgabenerledigung
durch diese sicherzustellen und zu gewährleisten, dass die
von der EG-Öko-Verordnung in Artikel 9 Abs. 5 und 11 ge-
stellten Anforderungen erfüllt werden. Diesem Erfordernis
trägt § 4 Abs. 1 Rechnung. Ergänzend wird neben der Ent-
richtung der Zulassungsgebühren das Unterhalten einer Nie-
derlassung im Inland zur Bedingung für die Zulassung ge-
macht. Nur unter dieser Bedingung lässt sich die Aufsicht
über die Kontrollstellen, die den zuständigen Behörden
nach Artikel 9 Abs. 6 der EG-Öko-Verordnung im Einzel-
nen auferlegt ist, zuverlässig und wirksam sicherstellen.

Mit Absatz 2 soll der Tatsache Rechnung getragen werden,
dass den Ländern die Möglichkeit der Beleihung der Kon-
trollstellen mit hoheitlichen Aufgaben offen steht. Länder,
die von dieser Möglichkeit Gebrauch machen wollen, haben
ein berechtigtes Interesse, jede in ihrem Land tätige Kon-
trollstelle zu beleihen. Insoweit sollte einer Kontrollstelle
die Zulassung für das betreffende Land unter der aufschie-
benden Bedingung erteilt werden können, dass die Belei-
hung erfolgt.

Mit Absatz 3 soll das arbeitsteilige Verfahren der Überwa-
chung der in den einzelnen Ländern tätigen Kontrollstellen
durch die zuständigen Behörden nach Artikel 9 Abs. 6
Buchstabe a bis d der EG-Öko-Verordnung geregelt werden.
Dabei soll der für den Sitz oder die Niederlassung der je-
weiligen Kontrollstelle zuständigen Behörde durch die Ein-
vernehmensregelung eine Schlüsselrolle sowohl bei der Ko-
ordinierung der Überwachung als auch bei der Entschei-
dung über den Entzug der Zulassung durch die Bundesan-
stalt für Landwirtschaft und Ernährung zugewiesen werden.
Der Entzug der Zulassung einer Kontrollstelle resultiert re-
gelmäßig aus dem Überwachungsverfahren, das nach Satz 1
den zuständigen Behörden der Länder obliegen soll. Damit
die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung über
den Entzug der Zulassung entscheiden kann, muss die für
die Überwachung zuständige Landesbehörde nach der Fest-
stellung von Verstößen einer Kontrollstelle gegen die
EG-Öko-Verordnung, die den Entzug der Zulassung recht-
fertigen, den Entzug der Zulassung bei der Bundesanstalt

für Landwirtschaft und Ernährung beantragen. Diesem Er-
fordernis wird durch Satz 2 Rechnung getragen.

Zu § 5 (Pflichten der Kontrollstellen)
Mit Absatz 1 wird Artikel 9 Abs. 2 der EG-Öko-Verord-
nung Rechnung getragen, nach dem die erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen sind, damit ein Unternehmen, das die
Bestimmungen dieser Verordnung einhält und seinen Bei-
trag zu den Kosten des Kontrollverfahrens entrichtet, sicher
gehen kann, in das Kontrollsystem einbezogen zu werden.
Die Einschränkung der Bedingungen, unter denen ein Un-
ternehmen in die Kontrollen einer Kontrollstelle einzube-
ziehen ist, in Bezug auf die tatsächliche Zulassung dieser
Kontrollstelle in dem betroffenen Land soll der Regelung
nach § 4 Abs. 2 Satz 2 Rechnung tragen. Nach dieser Be-
stimmung kann die Zulassung für Länder, in denen eine Be-
leihung vorgesehen ist, unter der aufschiebenden Bedin-
gung erteilt werden, dass die Beleihung erfolgt. Es besteht
insoweit die Möglichkeit, dass eine Kontrollstelle in be-
stimmten Ländern, solange die aufschiebende Bedingung
nicht eintritt, nicht zur Durchführung von Kontrollen zuge-
lassen ist. Diese Tatsache ist als Ablehnungsgrund zu be-
rücksichtigen. Weitere von der Kontrollstelle vorgebrachte
Gründe für eine Ablehnung des Verlangens eines Unterneh-
mens, in die Kontrollen einbezogen zu werden, sollen nach
Satz 2 Nr. 1 unter den Entscheidungsvorbehalt der nach
Landesrecht zuständigen Behörde gestellt werden. Da das
Ausüben der Berechtigungen nach der EG-Öko-Verordnung
zwingend die Teilnahme eines Unternehmens an dem Kont-
rollverfahren voraussetzt, kann der Kontrahierungszwang
für die Kontrollstellen nur dann gelockert werden, wenn die
Kontrolle anderweitig (z. B. durch die nach Landesrecht
zuständige Behörde oder eine andere gleichwertige Kont-
rollstelle) sichergestellt ist. Diesem Erfordernis soll in Num-
mer 2 Rechnung getragen werden, indem die anderweitige
Sicherstellung der Durchführung des Kontrollverfahrens für
das Unternehmen als Voraussetzung für die Ausnahme vom
Kontrahierungszwang formuliert wird.
Die in Absatz 2 genannten Pflichten werden den Kontroll-
stellen auferlegt, damit das in der EG-Öko-Verordnung kon-
zipierte Sanktionssystem unter den Bedingungen der in
Deutschland vorgesehenen arbeitsteiligen Aufgabenwahr-
nehmung zwischen privater Kontrollstelle und zuständiger
Behörde funktioniert. Denn die Maßnahmen nach Artikel 9
Abs. 9 und Artikel 10 Abs. 3 der EG-Öko-Verordnung, die
erheblich in die Rechte der betroffenen Betriebe eingreifen,
sollen grundsätzlich den nach Landesrecht zuständigen Be-
hörden vorbehalten bleiben.
Absatz 3 enthält Vorschriften zum Schutz der kontrollunter-
worfenen Unternehmen, denen im Fall der Einstellung der
Tätigkeit der sie bisher kontrollierenden Stelle, auch im
Falle einer Insolvenz, Gelegenheit gegeben werden soll, die
weitere Teilnahme am Kontrollverfahren – möglichst ohne
zeitliche Unterbrechung – sicherzustellen.

Zu § 6 (Mitwirkung der Zollbehörden)
Mit § 6 soll die Mitwirkung des Bundesministeriums der Fi-
nanzen und der von ihm bestimmten Zolldienststellen bei
der Überwachung der Einfuhr von Erzeugnissen nach Arti-
kel 1 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 aus
Drittländern geregelt werden. Wenn auch die Vorschriften
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des Zollverwaltungsgesetzes grundsätzlich ausreichen, sol-
len gleichwohl zur Klarstellung des Mitwirkungsverfahrens,
wie in einer Reihe anderer Fachgesetze, die Einfuhr-
beschränkungen regeln, entsprechende Bestimmungen auf-
genommen werden.

Zu § 7 (Überwachung)
Zur Durchführung der Überwachung der Einhaltung der in
§ 2 Abs. 1 genannten Rechtsakte ist es erforderlich, dass
den hierzu Beauftragten auf Verlangen die entsprechenden
Auskünfte erteilt werden. Ferner sind sie mit entsprechen-
den Rechten, insbesondere dem Betretungs- und Besichti-
gungsrecht, dem Probenahmerecht sowie dem Einsichts-
und Prüfungsrecht auszustatten, denen entsprechende
Rechte und Pflichten der Betroffenen gegenüber stehen. Da-
mit lehnt sich die Regelung an bewährte Vorschriften zur
Überwachung in anderen Regelungsbereichen an.
Zu den nach § 7 Auskunftspflichtigen gehören Personen,
die Erzeugnisse nach Artikel 1 Abs. 1 und 2 der EG-
Öko-Verordnung erzeugen, aufbereiten, vermarkten, inner-
gemeinschaftlich verbringen oder einführen sowie die zuge-
lassenen privaten Kontrollstellen in ihrem Verhältnis zu den
ihre Tätigkeit überwachenden nach Landesrecht zuständi-
gen Behörden.
Anders als die Überwachungsbefugnisse der zuständigen
Behörden, die auch die Überwachung der Erzeugnisse nach
Artikel 1 Abs. 1 und 2 der EG-Öko-Verordnung im Rahmen
ihrer Vermarktung, z. B. im Lebensmittelhandel, umfassen,
bedürfen die Kontrollmaßnahmen durch zugelassene pri-
vate Kontrollstellen keiner ergänzenden gesetzlichen Rege-
lung. Die Befugnisse der Kontrollstellen gegenüber den in
das Kontrollverfahren einbezogenen Betrieben ergeben sich
unmittelbar aus der EG-Öko-Verordnung. Ebenfalls in der
EG-Öko-Verordnung, insbesondere in deren Artikel 9
Abs. 6 und 8, ist die Überwachung der Kontrollstellen durch
die zuständigen Behörden geregelt.
In Absatz 2 Nr. 1 bis 3 sind die Befugnisse der Personen, die
von der zuständigen Behörde beauftragt sind, aufgeführt.
Diese Bestimmungen begründen lediglich die Duldungs-
pflichten nach Absatz 3, beschreiben jedoch insoweit nicht
abschließend den Inhalt der Tätigkeiten, zu denen die ge-
nannten Personen befugt sind. Die bei der Ausübung der
Befugnisse anzuwendenden Verfahren, z. B. Probenahme-
verfahren, richten sich nach den einschlägigen Vorschriften
für die jeweils betroffenen Produkte.

Zu § 8 (Datenübermittlung, Außenverkehr)
Absatz 1 regelt die Unterrichtungs- und Auskunftspflichten
der zuständigen Behörden im Rahmen der Überwachung
der Kontrollstellen. Die Vorschrift stellt die notwendige Er-
gänzung für eine sachgerechte und wirksame Überwachung
im Hinblick auf die Regelung in § 2 Abs. 2 Nr. 1 dar, nach
der die Kontrollstellen nach Zulassung durch die Bundesan-
stalt für Landwirtschaft und Ernährung grundsätzlich bun-
desweit tätig werden können.
Die Befugnis öffentlicher Stellen, personenbezogene Daten
im erforderlichen Umfang an andere öffentliche Stellen zu
übermitteln, ergibt sich für öffentliche Stellen des Bundes
aus § 15 Abs. 1 Nr. 1 Bundesdatenschutzgesetz. Für öffent-
liche Stellen der Länder gelten die entsprechenden Vor-

schriften der Landesdatenschutzgesetze. Für vergemein-
schaftete Aufgaben gilt dies auch im innergemeinschaftli-
chen grenzüberschreitenden Datenverkehr. Insoweit bedarf
diese Befugnis keiner besonderen Regelung in diesem Ge-
setz.

Die Zuständigkeit des Bundesministeriums für Verbrau-
cherschutz, Ernährung und Landwirtschaft, mit den zustän-
digen Behörden der anderen Mitgliedstaaten und mit der
EG-Kommission Informationen auszutauschen, wird in Ab-
satz 2 geregelt. Im Rahmen der Außenkompetenz des Bun-
des nach Artikel 32 GG soll das Bundesministerium eine
koordinierende Funktion wahrnehmen, indem es sowohl In-
formationen, die die zuständigen Landesministerien ihm zu-
leiten, an die Behörden anderer Mitgliedstaaten übermittelt,
als auch als Adressat für Informationen aus anderen Mit-
gliedstaaten dient, die wiederum an die zuständigen Landes-
behörden weitergeleitet werden. Die Zuständigkeit der Län-
der zur Durchführung der EG-Öko-Verordnung, der zu ihrer
Durchführung erlassenen Rechtsakte der Europäischen Ge-
meinschaft sowie dieses Gesetzes wird durch die Regelung
nicht berührt.

Durch die in Absatz 3 Satz 3 vorgesehene Möglichkeit, die
Befugnisse zum Verkehr mit den zuständigen Behörden an-
derer Mitgliedstaaten auf die obersten Landesbehörden zu
übertragen, soll im Einvernehmen mit den Ländern eine
praxisgerechte Zusammenarbeit der zuständigen Behörden
der Mitgliedstaaten sichergestellt werden. Die Befugnisse
können ganz oder teilweise übertragen werden.

Zu § 9 (Gebühren und Auslagen)

Mit Absatz 1 wird den zuständigen Behörden die Möglich-
keit eröffnet, für die betreffenden Amtshandlungen, die ne-
ben den ausdrücklich genannten Zwecken den gesamten
Bereich der Durchführung der EG-Öko-Verordnung, so
auch die Zulassung von Kontrollstellen umfassen soll, kos-
tendeckende Gebühren zu erheben. Absatz 2 enthält die not-
wendige Ermächtigung für den Erlass einer Gebührenord-
nung für Amtshandlungen, soweit diese von der Bundesan-
stalt für Landwirtschaft und Ernährung vorgenommen wer-
den.

Zu § 10 (Ermächtigungen)

Die Vorschrift sieht in Absatz 1 Nr. 1 die erforderliche Er-
mächtigung des Bundesministeriums für Verbraucherschutz,
Ernährung und Landwirtschaft vor, um bei Bedarf im Wege
einer Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
Einzelheiten der Meldungen nach Artikel 8 Abs. 1 Buch-
stabe a der EG-Öko-Verordnung oder ergänzende Angaben
nach Artikel 8 Abs. 2 Satz 2 der EG-Öko-Verordnung vorzu-
sehen. Nummer 2 eröffnet die übliche Möglichkeit, erforder-
lichenfalls das Verfahren der Zulassung der Kontrollstellen
sowie das Verfahren für deren Entzug durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates näher zu regeln.

Mit der Vorschrift in Absatz 2 soll das Bundesministerium
für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft er-
mächtigt werden, durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates die erforderlichen Anpassungen in
diesem Gesetz an Änderungen der EG-Öko-Verordnung
(Nummer 1) und sonstiger Verordnungen der Europäischen
Gemeinschaft (Nummer 2) vorzunehmen.
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Zu § 11 (Strafvorschriften)

Die Vorschriften enthalten die erforderlichen Straftatbe-
stände, insbesondere bei missbräuchlicher Kennzeichnung
der Erzeugnisse mit einem Hinweis auf den ökologischen
Landbau.

Zu § 12 (Bußgeldvorschriften)

Die Vorschriften enthalten die erforderlichen Bußgeldtatbe-
stände, insbesondere bei Unterlassung der rechtzeitigen
Meldung einer kontrollpflichtigen Tätigkeit bei der zustän-
digen Behörde und nicht rechtzeitig erfolgter Unterstellung
dieser Tätigkeit unter das Kontrollverfahren, da eine verspä-
tete Meldung und Unterstellung unter das Kontrollverfahren
zu unvertretbaren Lücken im Kontroll- und Überwachungs-
system führen würden. Ferner soll die unterlassene rechtzei-
tige Mitteilung einer Kontrollstelle an die von ihr kontrol-
lierten Betriebe und die zuständigen Behörden über die
voraussichtliche Beendigung der Kontrolltätigkeit als
Ordnungswidrigkeit geahndet werden können, da den kont-
rollierten Betrieben infolge unterlassener oder verspäteter
Mitteilung erhebliche Nachteile entstehen können.

Zu § 13 (Einziehung)

Die Vorschrift enthält die übliche nebenstrafrechtliche Re-
gelung.

Zu § 14 (Übergangsvorschrift)

Mit der Regelung soll den Kontrollstellen, die nach derzeiti-
ger Rechtslage auf Grund landesrechtlicher Bestimmungen
als solche zugelassen oder mit den Kontrollen beauftragt
sind, ein angemessener Übergang hinsichtlich der in diesem
Gesetz vorgesehenen Zulassungsvorschriften eingeräumt
werden. Bei den bis dahin nach Landesrecht zuständigen
Behörden anhängige Zulassungsverfahren sollen zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens der Vorschrift des § 2 Abs. 2 Nr. 1
Buchstabe a in die Zuständigkeit der Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung übergehen. In diesem Fall
gelten die bei den nach Landesrecht zuständigen Behörden
gestellten Anträge im Sinne der Nummer 2 als rechtzeitig
gestellt.

Zu § 15 (Inkrafttreten)

Das Gesetz soll einerseits – auch vor dem Hintergrund der
zunehmenden Bedeutung des ökologischen Landbaus –
möglichst bald in Kraft treten. Andererseits soll den Betei-
ligten die erforderliche Übergangszeit gewährt werden, um
sich auf die neue Rechtslage einstellen zu können. Mit Satz
2 soll den berechtigten Erwartungen der Wirtschaftsbeteilig-
ten Rechnung getragen werden, rechtzeitig vor Inkrafttreten
des Gesetzes über die weiteren Einzelheiten der Durchfüh-
rung des Gesetzes informiert zu sein. Daher ist vorgesehen,
dass die Verordnungsermächtigungen am Tag nach Verkün-
dung des Gesetzes in Kraft treten.
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 774. Sitzung am 22. März 2002
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zu § 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a und b
§ 2 Abs. 2 ist wie folgt zu ändern:
a) Nummer 1 ist wie folgt zu fassen:

„1. die Zulassung der privaten Kontrollstellen (Kont-
rollstellen) nach Artikel 9 Abs. 5 und 11 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91,“

b) Folgende Nummer 2 ist einzufügen:
„2. den Entzug der Zulassung nach Artikel 9 Abs. 6

Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
nach Maßgabe des § 4 Abs. 3,“

c) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden Nummern 3
bis 5.

B e g r ü n d u n g
Zu Buchstabe a und b
Der Hinweis auf Absatz 11 wird aufgenommen, da ge-
mäß Artikel 9 Abs. 11 EG-Öko-Verordnung eine Kont-
rollstelle ab 1. Januar 1998 nur zugelassen werden kann,
wenn sie auch die Bedingungen der EN 45011 erfüllt.
Es muss im Gesetz zum Ausdruck kommen, dass die Zu-
ständigkeit der BLE (Bundesanstalt für Landwirtschaft
und Ernährung) nicht allein die Entscheidung über die
Zulassung und deren Entzug erfasst, sondern auch die
entsprechende Bearbeitung dieser Verwaltungsvorgänge,
um eine Mischverwaltung zu vermeiden.
Zu Buchstabe c
Folgeänderung

2. Zu § 2 Abs. 3 Satz 2
In § 2 Abs. 3 Satz 2 ist das Wort „Landesbehörden“
durch die Wörter „Behörden des Landes“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Zum einen wird damit die begriffliche Einheitlichkeit zu
§ 3 Abs. 2 hergestellt, zum anderen ist der Spielraum für
die Länder bei der Übertragung der Aufgabe erweitert.

3. Zu § 3 Abs. 2 und 3 – neu –
§ 3 ist wie folgt zu ändern:
a) In Absatz 2 sind die Wörter „unverzüglich nach“

durch die Wörter „gleichzeitig mit“ zu ersetzen.
b) Folgender Absatz 3 ist anzufügen:

„(3) Ein Erzeugnis darf erst dann gemäß Artikel 1
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 vermarktet wer-
den, wenn das Unternehmen seine Pflichten nach Ab-
satz 2 erfüllt hat und die Erstkontrolle gemäß Anhang

III Abschnitt Allgemeine Vorschriften Nr. 3 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91 durchgeführt wurde.“

B e g r ü n d u n g
Zu Buchstabe a
Die EG-Öko-Verordnung enthält keine Regelung, dass
eine Meldung erst nach Aufnahme einer Tätigkeit nach
Artikel 8 Abs. 1 Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 zu er-
folgen hat. Da es aus Sicht einer effektiven Kontrolle
wünschenswert ist, dass sich Unternehmen möglichst
frühzeitig melden und dem Kontrollverfahren unterstel-
len, sollte dies entsprechend der bewährten Regelung in
§ 14 Abs. 1 Gewerbeordnung gleichzeitig mit der Auf-
nahme der Tätigkeit geschehen.
Zu Buchstabe b
Mit diesem Absatz wird die Forderung der Landesar-
beitsgemeinschaft ökologischer Landbau in den Leitli-
nien vom 6. April 2001 in Nummer 4.1 übernommen.
Dort heißt es im ersten Absatz letzter Satz: „Die Kont-
rollstelle stellt sicher, dass eine Aufbereitung und Ver-
marktung von Erzeugnissen aus dem ökologischen
Landbau erst nach Meldung des Betriebes bei der Be-
hörde und nach der Erstellung des ersten Inspektionsbe-
richtes erfolgt“. Der Begriff „Erstkontrolle“ ist in der
nun gültigen Fassung von Anhang III der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 festgelegt.

4. Zu § 4 Abs. 2 Satz 2 – neu –
In § 4 Abs. 2 ist nach Satz 1 folgender Satz anzufügen:
„Auf Antrag kann die Zulassung auf einzelne Länder be-
schränkt werden.“
B e g r ü n d u n g
Mit dieser Ergänzung wird Verwaltungsaufwand bei sol-
chen Kontrollstellen reduziert, die nur in einem be-
schränkten Gebiet tätig sein wollen. Diese Kontrollstel-
len sind dann nicht Ländern gegenüber berichtspflichtig,
in denen sie keine Tätigkeit ausführen. Hier sei auch da-
rauf hingewiesen, dass in § 5 Abs. 1 Satz 1 ausgeführt
wird: „… Land ausübt, in dem die Kontrollstelle zuge-
lassen ist.“ Dies macht keinen Sinn, wenn eine Länder
bezogene Zulassung nicht vorgesehen ist.

5. Zu § 4 Abs. 3 Satz 1 und 2
§ 4 Abs. 3 ist wie folgt zu ändern:
a) In Satz 1 sind die Wörter „der für den Sitz oder die

Niederlassung der Kontrollstelle nach Landesrecht
zuständigen Behörde im Einvernehmen mit“ zu strei-
chen.

b) Satz 2 ist wie folgt zu fassen:
„Stellt die nach Satz 1 zuständige Behörde des Lan-
des, in dem der Sitz oder die Niederlassung nach Ab-
satz 1 Nr. 4 der Kontrollstelle liegt, Tatsachen fest,
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die den Entzug der Zulassung begründen, so hat sie
die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
unter Mitteilung dieser Tatsachen zu ersuchen, ein
Verfahren zum Entzug der Zulassung einzuleiten.“

B e g r ü n d u n g
§ 4 Abs. 3 ist unklar und in der Fassung der Vorlage von
den zuständigen Landesbehörden nicht vollziehbar. Die
vorgeschlagenen Änderungen gewährleisten ein praxis-
gerechtes Zusammenwirken der zuständigen Landesbe-
hörden untereinander und im Verhältnis zur BLE bei der
Überwachung zugelassener Kontrollstellen.
Zu Buchstabe a
Die für das Zusammenwirken der Länderbehörden vor-
gesehene „Einvernehmensüberwachung“ ist einer Über-
wachungstätigkeit wesensfremd, praktisch nicht voll-
ziehbar und begründet formale Risiken für die Überwa-
chungstätigkeit der Länderbehörden. Durch die Verwen-
dung des Rechtsbegriffs „Einvernehmen“ würden die
zuständigen Überwachungsbehörden verpflichtet, vor
der Durchführung von Überwachungsmaßnahmen (Kon-
trollen, Anforderung von Berichten) die Zustimmung
der für den Tätigkeitsort zuständigen Behörde eines an-
deren Landes einzuholen. Geschieht dies nicht, liegt ein
Verfahrensfehler vor, der ggf. die Rechtswidrigkeit einer
Überwachungsmaßnahme begründen kann.
Zur Effektivität der Überwachung der Kontrollstellen
sollte wie bisher die jeweilige Landesbehörde vor Ort
zuständig sein. Anderenfalls käme auf die Länder, in de-
nen mehrere Kontrollstellen ihren Sitz haben, ein erhöh-
ter Verwaltungsaufwand zu; Ländern, in denen eine tä-
tige Kontrollstelle keinen Sitz hat, würden zudem eigen-
ständige Sanktionsmöglichkeiten, z. B. hinsichtlich der
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten, entzogen wer-
den.
Zu Buchstabe b
Durch das vorgesehene „Antragserfordernis“ für die
Einteilung eines Verfahrens zum Entzug der Zulassung
wird der Eindruck erweckt, dass es sich bei der Unter-
richtung der BLE durch die Überwachungsbehörden der
Länder um ein förmliches verwaltungsrechtliches Ge-
schehen handelt. Da dies missverständlich ist und nicht
beabsichtigt war, sollte der untechnische Begriff des Er-
suchens verwendet werden. Die Verpflichtung zur Mit-
teilung von Tatsachen, die den Entzug der Zulassung be-
gründen können, trägt dem beabsichtigten Anliegen der
BLE Rechnung, beweiskräftiges Material für die Durch-
führung des Entzugsverfahrens zu erhalten. Zudem soll
die für den Sitz der Kontrollstelle zuständige Landesbe-
hörde die BLE um die Durchführung eines Entzugsver-
fahrens ersuchen.

6. Zu § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
In § 6 Abs. 1 Satz 2 sind in Nummer 2 nach den Wörtern
„zuständigen Behörden“ die Wörter „sowie der Bundes-
anstalt für Landwirtschaft und Ernährung“ einzufügen.

B e g r ü n d u n g

Die Mitteilungspflicht der Zolldienststellen sollte nicht
nur gegenüber den Ländern bestehen, sondern zur Ver-
meidung von Verzögerungen bei einer ggf. erforderli-
chen Unterrichtung der Kommission bzw. der anderen
Mitgliedstaaten auch gegenüber der BLE.

7. Zu § 12 Abs. 2 Nr. 5 – neu –

In § 12 ist Absatz 2 wie folgt zu ändern:

a) In Nummer 3 ist das Wort „oder“ am Ende durch ein
Komma zu ersetzen.

b) In Nummer 4 ist der Punkt am Ende durch das Wort
„oder“ zu ersetzen.

c) Folgende Nummer 5 ist anzufügen:

„5. als Kontrollstelle entgegen Artikel 9 Abs. 7
Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
einen nach Anhang III Abschnitt Allgemeine
Vorschriften Nr. 5 Satz 5 der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 zu erstellenden Kontrollbericht wie-
derholt nicht, nicht richtig oder nicht vollständig
erstellt.“

B e g r ü n d u n g

In Fällen, in welchen eine Kontrollstelle ihren Pflichten
wiederholt nicht ausreichend oder in ungenügender
Weise nachkommt, fehlt bislang ein Sanktionsinstrument
der zuständigen Behörden. Es bleibt nur die Wahl zwi-
schen einer unbefriedigenden Duldung der Schlechtleis-
tung und einem ggf. unverhältnismäßigen und sehr
schwer durchsetzbaren Zulassungsentzug. Mit der Über-
tragung der Zuständigkeit des Entzugs der Zulassung auf
die BLE wird diese Problematik noch verschärft und es
fehlt den zuständigen Behörden der Länder nunmehr
jede Möglichkeit der Ahndung von Pflichtverletzungen
der Kontrollstellen. Dabei ist die Pflicht der Kontroll-
stellen zur Niederlegung von festgestellten Verfehlungen
der kontrollunterworfenen Unternehmen von besonderer
Bedeutung. Geeigneter Anknüpfungspunkt sind daher
die zu erstellenden Kontrollberichte, da sich in diesen
die einzelnen Feststellungen in den Unternehmen in zu-
sammengefasster Form widerspiegeln und dokumentiert
werden. Die Formulierung „… wiederholt nicht gewähr-
leistet …“ verhindert, dass bereits eine einmalige Nicht-
einhaltung der Verpflichtungen geahndet wird.

Die Verhängung eines Bußgeldes gegen die Kontroll-
stelle als solche, wie sie bereits in Absatz 2 Nr. 2 vorge-
sehen ist, ist nach § 30 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten möglich. Diese Vorschrift differenziert im
Übrigen nicht nach privaten, öffentlich-rechtlichen oder
beliehenen juristischen Personen oder Personenvereini-
gungen.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des Bun-
desrates wie folgt Stellung:

Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a und b)
Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag zu.

Zu Nummer 2 (§ 2 Abs. 3 Satz 2)
Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag zu.

Zu Nummer 3 (§ 3 Abs. 2 und 3 – neu –)
a) Zu Buchstabe a

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag
zu.

b) Zu Buchstabe b
Die Bundesregierung stimmt dem Anliegen des Bundes-
rates im Grundsatz zu, hält jedoch eine redaktionelle An-
passung des § 3 Abs. 3 – neu – in der Fassung des Ände-
rungsvorschlags des Bundesrates für erforderlich, da der
dort hergestellte Bezug zu den Vorschriften der Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91 nicht korrekt formuliert ist.
Die Bundesregierung schlägt insoweit zu Nummer 3
Buchstabe b folgende Formulierung vor, die dem Ände-
rungswunsch des Bundesrates entspricht:
b) Folgender Absatz 3 ist anzufügen:

„(3) Ein Unternehmen darf erstmals Erzeugnisse
im Sinne von Artikel 1 Abs. 1 und 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 mit einem Hinweis auf den öko-
logischen Landbau nach Artikel 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 vermarkten, wenn es seine
Pflichten nach Absatz 2 erfüllt hat und die Erstkont-
rolle gemäß Anhang III Abschnitt Allgemeine Vor-
schriften Nr. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
durchgeführt worden ist.“

Zu Nummer 4 (§ 4 Abs. 2 Satz 2 – neu –)
Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag zu.

Zu Nummer 5 (§ 4 Abs. 3 Satz 1 und 2)
a) Zu Buchstabe a

Der Vorschlag verfolgt das Ziel einer weiteren Verwal-
tungsvereinfachung bei der Überwachung der Kontroll-
stellen durch die zuständigen Behörden der Länder. Die
Überwachung soll allein der zuständigen Behörde des
Landes obliegen, in deren Zuständigkeitsbereich die je-
weilige Kontrollstelle ihre Kontrolltätigkeit ausübt.
Diesem Vorschlag stimmt die Bundesregierung zu.

b) Zu Buchstabe b
Dieser Vorschlag stößt z. T. auf Bedenken.
Die Änderung verfolgt zwei Anliegen:

Dem Änderungsvorschlag, den Antrag auf Entzug der
Zulassung durch ein Ersuchen um Einleitung eines Ver-
fahrens zum Entzug der Zulassung zu ersetzen, stimmt
die Bundesregierung zu.

Abgelehnt wird der Vorschlag insoweit, als er das Ersu-
chen um Einleitung eines Verfahrens zum Entzug der
Zulassung an die Voraussetzung knüpft, dass die Be-
hörde des Landes, in dem die Kontrollstelle ihren Sitz
oder ihre Niederlassung hat, Tatsachen festgestellt hat,
die den Entzug der Zulassung begründen.

Die für das Ersuchen allein zuständige „Sitz-Behörde“
wäre nämlich unter Zugrundelegung des Änderungsvor-
schlags zu Nummer 5 Buchstabe a nur insoweit zur Über-
wachung und somit auch zur Feststellung der Tatsachen,
die den Entzug der Zulassung begründen, befugt, als die
jeweilige Kontrollstelle ihre Kontrolltätigkeit tatsächlich
im Zuständigkeitsbereich der „Sitz-Behörde“ ausübt. Das
bedeutet in der Praxis: Hat eine Kontrollstelle ihren Sitz
z. B. in Nordrhein-Westfalen, wird aber die mangelhafte
Kontrolltätigkeit in Hessen ausgeübt, so können die hes-
sischen Behörden die den Entzug der Zulassung rechtfer-
tigenden Tatsachen im Rahmen der Überwachung zwar
feststellen, sie sind aber nicht zuständig für das Ersuchen
um Entzug der Zulassung an die BLE. Dieses Ersuchen
müsste von den nordrhein-westfälischen Behörden an die
BLE gerichtet werden. Die nordrhein-westfälischen
Behörden wiederum haben aber nicht – wie es der Ände-
rungsvorschlag zu Nummer 5 Buchstabe b verlangt – die
den Entzug der Zulassung begründenden Tatsachen fest-
gestellt, so dass letztendlich in dem geschilderten Fall ein
wirksames Ersuchen um Entzug der Zulassung an die
BLE nicht rechtmäßig möglich wäre.

Es entstünde damit ein Schlupfloch, das mit der
EG-Öko- Verordnung nicht vereinbar ist: Gravierende
Verstöße, die die mangelhaft arbeitenden Kontrollstellen
außerhalb ihres „Sitz-Landes“ verüben, würden letztend-
lich nicht zum Entzug der Zulassung führen.

Um diese gemeinschaftsrechtwidrige Konsequenz zu
vermeiden, schlägt die Bundesregierung zu Nummer 5
Buchstabe b folgende Formulierung vor, die den Ände-
rungswünschen des Bundesrates soweit wie möglich
Rechnung trägt:

aa) § 4 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Stellt die nach Satz 1 zuständige Behörde Tatsachen
fest, die den Entzug der Zulassung begründen, so hat
sie,

1. wenn der Ort der zu beanstandenden Kontroll-
tätigkeit und des Sitzes oder der Niederlassung
nach Absatz 1 Nr. 4 der Kontrollstelle in demsel-
ben Land liegen, die Bundesanstalt für Landwirt-
schaft und Ernährung unter Mitteilung dieser
Tatsachen zu ersuchen, ein Verfahren zum Ent-
zug der Zulassung einzuleiten, oder,
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2. wenn der Ort der zu beanstandenden Kontrolltä-
tigkeit und des Sitzes oder der Niederlassung
nach Absatz 1 Nr. 4 der Kontrollstelle in unter-
schiedlichen Ländern liegen, der zuständigen
Behörde des Landes, in dem der Sitz oder die
Niederlassung nach Absatz 1 Nr. 4 der Kontroll-
stelle liegt, die Tatsachen mitzuteilen.“

bb) § 4 Abs. 3 wird um folgenden Satz 3 ergänzt:
„Gelangen der zuständigen Behörde des Landes, in
dem der Sitz oder die Niederlassung nach Absatz 1
Nr. 4 der Kontrollstelle liegt, Tatsachen nach Satz 2
Nr. 2 zur Kenntnis, so hat sie die Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung unter Mitteilung die-
ser Tatsachen zu ersuchen, ein Verfahren zum Ent-
zug der Zulassung einzuleiten.“

Zu Nummer 6 (§ 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2)
Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag zu.

Zu Nummer 7 (§ 12 Abs. 2 Nr. 5 – neu –)
Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag in
materieller Hinsicht zu. Auf das durch den Bundesrat vorge-
schlagene Tatbestandsmerkmal „wiederholt“ in der Buß-
geldvorschrift des § 12 Abs. 2 Nr. 5 – neu – muss jedoch im
Hinblick auf das im Ordnungswidrigkeitenrecht herr-
schende Opportunitätsprinzip verzichtet werden. Durch
Verwaltungsanordnung kann sichergestellt werden, dass ein
einmaliger Verstoß gegen die Pflicht, einen Kontrollbericht
zu erstellen, nicht verfolgt und geahndet werden kann. Die
Bundesregierung schlägt insoweit entsprechend dem im Ne-
benstrafrecht üblichen Duktus zu Nummer 8 Buchstabe c
folgende Formulierung vor, die dem Begehren des Bundes-
rates soweit wie möglich Rechnung trägt. Im Übrigen wird
den Änderungsvorschlägen in Buchstabe a und b zuge-
stimmt.
c) Folgende Nummer 5 ist anzufügen:

„5. entgegen Artikel 9 Abs. 7 Buchstabe a in Verbin-
dung mit Anhang III Abschnitt Allgemeine Vor-
schriften Nr. 5 Satz 5 der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 als Kontrollstelle einen Kontrollbericht
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig erstellt.“
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